
Bundessozialgericht

Am: _40 _13y_„726/62

Verkündet am I m N a m e n d e s V o l k e s
190 März 4969

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbcklagtcr‚

Prozeßbevollmächtigte: ooooo

Beklagten und Revisionsklägor3

heigeladen:

Der 100 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 490 März 1969 durch

Senatspräsident Dr„ T e s m e r

_ Vorsitzender — ?
Bundesrichter Dr° S t r a u B ' ' _

und

Bundesrichter Dro B u r d e n s k i „
Bundessozialrichter H a a s und

Bundessozialrichter Dru B e r t h o l d

für Recht erkannt:

4° Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil

des Bayerischen Landessozialgerichts vom
220 August 1967 dahin geändert:
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Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil

des Sozialgerichts Augsburg vom 120 Mai 1965

aufgehoben und die Klage in vollem Umfang abge—
wiesen°

2„ Die Anschlußrevision des Klägers gegen das Urteil
des Bayerischen Landessozialgerichts vom 220 Au—

gust 1967 wird zurückgewiesen„

5„ Außergerichtliche Kosten sind für alle Rechtszüge

nicht zu erstatten°

G r ü n d e i

Der Kläger ist am 280 August 1944 geboren° Seine Mutter ist

im Dezember 1944 bei einem Fliegerangriff umgekommeno Am

40 Oktober 1965 beantragte sein Vater als gesetzlicher

Vertreter rückwirkend vom 10 Oktober 1950 an die Gewährung

der Naisenrente„ nachdem durch Beschluß des Bundesvern

fassungsgerichts (BVerfG) vom 240 Juli 1965 die für die

Gewährung der Waisenrente nach dem Tode der Mutter in

% 45 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) bestimmten Ein—
schränkungen für nichtig erklärt worden waren? wonach

in diesem Falle die Waisenrente nur gewährt wurde? wenn der

Vater nicht mehr lebte oder die Verstorbene überwiegend

den Unterhalt bestritten hatte‚ weil die Arbeitskraft und

die Einkünfte des Vaters hierzu nicht ausreichteno

Das Versorgungsamt (VersorgA) Augsburg lehnte den Anspruch

mit Bescheid vom 7° Januar 1965 ab9 weil gemäß 5 61 BVG
die Voraussetzungen nach den Verhältnissen im Zeitpunkt

der Antragstellung zu beurteilen seien, der Kläger in

diesem Zeitpunkt aber das 180 Lebensjahr und auch seine Be—

rufsausbildung bereits vollendet gehabt habeo Ein Be—
scheid zugunsten des Klägers gemäß 5 40 des Gesetzes

über das Verwaltungsverfahren in der Kriegsopferversorgung

(VeerG) sei nicht möglich? da bisher noch kein Bescheid
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ergangen sei° Der Gewährung einer Versorgung im Wege des

Härteausgleichs für die Zeit vor der Antragstellung habe

der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung (BMA)

nicht zugestimmt° Der Widerspruch hatte keinen Erfolg

(Wider3pruchsbescheid vom 48, Januar 4965)„‚

Mit Urteil vom 42„ Mai 4965 sprach das Sozialgericht (SG)

dem Kläger die Waisenrente entspreéhend seinem Antrag für

die Zeit vom 40 Oktober 4950 bis zum 540 August 4965 zu‚
weil die Beachtung des 5 64 Absc 2 BVG in diesem Falle gegen

Treu und Glauben verstoße° Die Berufung wurde zugelassen„

Das Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 220 August

4967 auf die Berufung des Beklagten das Urteil des SG

abgeändert und die Wai3enronte nur für die Zeit vom

4„ Oktober 4950 bis zum 540 August 4962? dem Monat der Voll—

endung des 48° Lebensjahres‚ zuerkännt‚ im übrigen aber

die Berufung zurückgewiesen° Es hat ausgeführt9 dem SG sei

im Ergebnis zuzustimmen9 obwohl der nach dem BVG auch

materiell—rechtlich bedeutsame Antrag (vglo @4 Abs„ 4

und 5‚ 5 64 Abs° 2 BVG)erst im Oktober4965nachWegfall
der Voraussetzungen für die Gewährung der Waisenrente ge»

stellt worden sei() Der Vater und gesetzliche Vertreter des
Klägers habe von dem Antrag auf Waisenrente nur des—

halb abgesehen? weil ihm als Angestellten des VersorgA
die der Gewährung der Waisenrente nach dem Tode der Mut-

ter entgegenstehenden Einschränkungen in 5 45 BVG aF

bekannt gewesen seien und ihm daher bis zur Entscheidung

des BVerfG ein solcher Antrag aussiehtslos erschienen

sei() Er habe den Antrag unverzüglich nach dieser Ent—
scheidung am 240 Juli 4965 e 4 BVL 40/65 - (BVBl 49659
402) gestelltn Nach der dadurch herbeigeführten Rechts—
lage seien die Voraussetzungen des Anspruchs auf Waisen—

rente zweifellos gegeben gewesen„ Trotz der materiell-

rechtlichen Bedeutung des Antrages?habe der Beklagte die

Ablehnung des Anspruches nicht auf die verspätete Antrag—
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stellung nach Vollendung des 480 Lebensjahres stützen

dürfen‚weil der Antrag nur im Vertrauen auf die Gültig—

keit des Gesetzes unterblieben seio Der Vater des Klägers
hätte sonst als Angestellter des VersorgA sicher auch

schon nach Inkrafttreten des BVG die Waisenrente bean—

spruchto Da die verfassungswidrige Regelung unverhältnis—

mäßig lange bestanden habe() würde der Kläger allein durch

Zeitablauf seinen Anspruch auf die Waisenrente verliereno

Die Versorgungsverwaltung dürfe ihre Entscheidung aber

dann nicht vom Zeitpunkt des verspäteten Antrages abhän«

gig machen‚ wenn dieser nur wegen des Vertrauens auf die

Richtigkeit eines nachträglich ex tunc für nichtig er—
klärten Gesetzes nicht rechtzeitig gestellt worden sei„

Ein solches Verhalten verstoße gegen Treu und Glaubeno

Gemäß der Entscheidung des BVerfG, die durch Bekannt—

machung im Bundesgesetzblatt (BGBl I 694) gemäß 5 54

Abs° 2 Satz 4 des Bundesverfassungsgerichtsgésetzes

(BVerfGG) Gesetzeskraft erlangt habe9 lasse @45 Abso 4
BVG in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur Änderung und

Ergänzung des Kriegsopferrechts (2° NOG) vom 240 Februar
4964 (BGBl I 85) die Waisenrente ohne Rücksicht darauf zu»

ob der Vater oder die Mutter an den Folgen einer Schädigung

gestorben isto Diese Regelung berühre zwar nur gegen"
wärtige und künftige Ansprüche, aber nicht diejenigen9

die bisher grundgesetzwidrig versagt oder im Vertrauen

auf die Richtigkeit der früheren Rechtslage überhaupt

nicht geltend gemacht worden seien„ Sofern bereits eine

auf der grundgesetzwidrigen Regelung beruhende verbind—

liche Ablehnung vorliege‚ könne dieser Nachteil durch

einen neuen Bescheid gemäß 5 40 VeerG au3geglichen

werden° Es wäre aber unbillig, diesen Ausgleich den—

jenigen vorzuenthalten‚ die durch das Vertrauen auf die

Gültigkeit einer erst nach Jahren für nichtig erklärten

gesetzlichen Regelung von einem Antrag abgehalten worden

seien„ Der Mangel einer ausdrücklichen Regelung dieses

Falles in 5 45 BVG in der Fassung des 2„ NOG bedeute

eine Lücke? die in Anlehnung an 5 4546 der Reichsversiche—
..5...'<
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rungsordnung (EVO) nF in der Weiseägeschlossen werden müs—

se‚ daß der Beginn der Rente vorvetlegt werde? wenn die

verspätete Anmeldung des Anspruches auf Verhältnisse außer—

halb des Willens des Antragstellers zurückzuführen sein

Die Zulassung dieser Möglichkeit vbrstoße weder gegen Grund—

sätze des Versorgungsreehts (vgl° Bundschreiben BMA vom 460

März 19659 BVBl 1965„ 39) noch gegen 5 4615 des Bürgerlichen

Gesetzbuches (BGB)„ Die Versorgung8verwaltung sei inso—
fern in Verzug geraten9 als der Kläger wegen eines nichti—

gen Gesetzes die Rente nicht rechtzeitig habe beantragen

können° Der Einwand der verspäteten Anmeldung würde ebenso

gegen Treu und Glauben verstoßen wie die Einrede der Ver—

jährung„ die nach den Verwaltungsvorschriften
zu 5 66 BVG

gegenüber einem an der Verjährung schuldhsen Berechtigten
unzulässig und im übrigen vom

Beklägten auch nicht erho—

ben worden sei°

Entgegen der Auffassung des 3eigelédenen verbiete auch die
durch 5 79 Abs° 2 BVerfGG gewährleistete Rechtssicher«
heit nicht die rückwirkende Gewährung der durch die Ent—

scheidung des BVerfG begründeten Vérsorgungsansprücheo
Diese Vorschrift lasse nur die nicht mehr anfechtbaren

Entscheidungen unangetastet, die auf einer gemäß 5 78

BVerfGG für nichtig erklärten Norm beruheno Eine derarti—

ge Entscheidung liege hier aber nicht vor und selbst

wenn der Versorgungsan5pruch aufgrund einer nachträglich

für nichtig erklärten Norm verbindlich abgelehnt worden
wäre? müßte diese Entscheidung ent3prechend dem Grund—
gedanken des 5 40 Abso 2 VeerG nachträglich zugunsten
des Betroffenen geändert werden„ Umso größer sei der durch
die Versagung der Waisenrente für den Kläger entstehende
Nachteil‚ der eines ihm vom Inkrafttreten des BVG an zu—
stehenden Anspruches verlustig gehen müßte9 weil eine
grundgesetzwidrige Norm erst nach Vollendung seines 185 Lee

bensjahresbeseitigt undihmerst danndie Möglichkeit
zu einem Antrag auf'Versorgungsleiätungen geboten worden

sei°
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Zur Beendigung der Waisenrente führt das LSG sodann aus?

das Urteil des SG müsse insoweit geändert werden? als es

dem Kläger die Waisenrente über das 48() Lebensjahr hinaus

zugesprochen habe? ohne eine über diesen Zeitpunkt sich

erstreckende Berufsausbildung festgestellt zu habeno Das

LSG hat die Revision wegen der grundsätzlichen Bedeutung

der Rechtsfrage zugelasseno

Gegen das am 49 Oktober 4967 zugestellte Urteil hat der

Beklagte mit Schriftsatz vom 470 Oktober 4967 Revision

eingelegt° ' '

Er beantragt?

die Urteile des Bayerischen LSG vom 220 August
4967 und<bs SG Augsburg vom 420 Mai 4965 aufzum

heben und die Klage abzuweisen;

ferner beantragt er? die Anschlußrevision des

Klägers als unbegründet zurückzuweisen°

In der Revisionsbegründung vom 40° November 49679 die

innerhalb der bis zum 4„ Januar 4968 verlängerten Be—

gründungsfrist am 450 November 4967 eingegangen ist?

rügt der Beklagte eine unrichtige Anwendung der 55 4
Abs° 5‚ 64 Abs„ 2 BVG„ Durch die mit Gesetzeskraft ausge—
stattete Entscheidung des BVerfGEvom 240 Juli 4965
(BVerngl■*479 58 ffa 62 ff) seien die in S 45 Abso 49 2o

Halbsatz BVG in der Fassung des 4° NOG für die Gewährung
der Waisenrente nach dem Tode der Mutter bestimmten Eine

schränkungen für nichtig erklärt werden° Mangels einer
ausdrücklichen Regelung über den Beginn der aus dieser
Entscheidung erwachsenden Ansprüche sei für die.Beurteilung

des AnsPruches des Klägers auf Waisenrente der nach den

55,1 Abs„ 5„ 64 Abs; 2 BVGin der bis zum510 Dezember4965
gültigen Fassung erforderliche Antrag maßgebendo Dieser

Antrag sei erst am 40 Oktober 4965 gestellt wordeno Zu
diesem Zeitpunkt habe der Kläger aber bereits das 480 Le—
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bensjahr und auch seine Berufsausbildung vollendet gehabt9

so daß ein Anspruch auf Waisenrente nicht mehr bestanden

habeo Weder der Vertrauensschutz noch der Grundsatz von

Treuund Glauben ließen die Außerachtlassung des zu den Tat"

bestandsmerkmalen gehörenden Antraéserfordernisses
zu„ Das

LSG habe die angeblich fehlende gesetzliche Regelung auch

nicht durch eine eigene Entscheidung ersetzen dürfenD

und im übrigen habe eine Gesetzesl■cke nicht bestanden()

Sei eine rückwirkende Gewährung der Waisenrente aber

überhaupt nicht möglich? so Könne auch die Verjährung nicht

eingreifen, die immer die Entstehung des Anspruchs voraus—

setze (% 198 BGB)„ Im übrigen hätte das LSG? da es den An—

spruch bejaht habe? die Verjährungévon Amts wegen beachten

und den AnSpruch bis Ende 1958 als verjährt ansehen müs-

sen (vgl„ Urteil des BSG vom 9„ April 1965 '—10 RV 4059/60 —)„

Vorsorglich werde die Einrede der'Verjährung nunmehr aus—

drücklich erhoben? die auch in der Revisionsinstanz noch

zulässig sei und nicht deshalb gegen Treu und Glauben ver—
stoße9 weil den Kläger an der Ablehnung seines Anspruchs

keine Schuld treffe (vgl° Urteil des BSG vom 280 August
4964 — 42 RJ 542/64 — )0 Außerdem hätte das Berufungsgericht
Art° 125 des Bayerischen Ausführungsgesetzes zum BGB von
Amts wegen berücksichtigen müssenojEine Regelung zugunsten
des Klägers sei auch nicht nach 5 40 Abso 2 VeerG mögli.ch
weil diese Vorschrift 'eine frühere Entscheidung" voraus"
setze die im vorliegenden Falle aber gerade fehle‚ Eine
Anwendung des 5 89 Abso 4 BVG aF spheitere daran‚ daß der
BMA einer nachträglichen Versorgung im Wege des Härteaus«

igleiche nicht zugestimmt habe° ;

Der Kläger und Revisionsbeklagte beantragt9

die Revision zurückzuweisen und die außer—
gerichtlichen Kos ten des Revisionsverfahrens

dem Beklagten aufzuerlegenoä
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Er erklärt ferner9 daß er sich der Revision anschließe9

und beantragt‚

das angefochtene Urteil insoweit aufzuhe—

ben„ als auf die Berufung des Beklagten das

Urteil des SG Augsburg vom 42; Mai 4965 abge—

ändert worden ist? und den Rechtsstreit in

diesem Umfange zur neuen Entscheidung an das
LSG zurückzuverweiseno

In der Begründung der Anschlußrevis■on rügt der Kläger

Verstöße gegen die 55 405 und 428 des Sozialgerichtsge—

setzes (SGG)o Soweit das LSG es nicht für erwiesen gehal—

ten habe? daß die Berufsausbildung des Klägers über das

480 Lebensjahr hinaus gedauert hat, habe es das Gesamter—

gebnis des Verfahrens nicht berücksichtigt und den Sach—

verhalt nicht ausreichend geklärto Nach den Versorgungsak-

ten habe der Vater des Klägers die Gewährung der Waisenren—

te bis zum 540 August 4965 mit dem Hinweis auf das Ende der

Berufsausbildung beantragt° Hinweise auf die Dauer der Bee

rufsausbildung ergäben sich auch aus den Versorgungsakten9

insbesondere aus Bl„ 4 und der Abschrift des Bescheides

der Landesversicherungsanstalt (LVA) Schwaben vom 450 Novem—

ber 49649 die eine Waisenrente aus der Sozialversicherung

für die Zeit vom 40 Januar 4957 bis zum 540 August 4963

bewilligt habeo Schon daraus folge‚ daß die Berufsausbil«

dung des Klägers bis August 4965 gedauert habe‚ da die

Waisenrente gemäß 5 426? Satz 2 BVD sonst nicht für diese
Dauer bewilligt worden wäre° Das Berufungsgericht hätte

daher die Akten der LVA Schwaben*beiziehen und eine Ausm

kunft des Lehrmeisters des Klägers einholen müssen, bei

dem dieser aufgrund eines Lehrvertrages vom 42° August 4964

bis zum 42o August 4965 als Lehrling beschäftigt gewesen
waro !

Zudem Antrag auf Zurückweisung der Revision hat der Klä—

ger in dem Schriftsatz vom 450 Januar 4968 noch ausge—
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führt? daß die mit der Feststellung der Nichtigkeit einer Norm

zusammenhängenden Probleme in S 79 BVerfGG "nicht umfassend

und auch nicht befriedigend" gelöst seien (vgl„ "Das deut—

sche Bundesrecht", I A 90 So 57)„Das im vorliegenden Falle

fehlende Tatbestandsmerkmal der rechtzeitigen Anmeldung

betreffe nur die — formale — Geltendmachung eines Rechts,

dessen materiell—rechtlicher Bestand im übrigen unzweifelhaft

sei„ Wenn nach dem Beschluß des Großen Senats des Bundes—

sozialgerichts —BSG—(BSG 44‚ 2'+69 249) selbst materiell—
rechtliche Ausschlußfristen die Verfolgung sachlich berech—

tigter An3prüche nicht erschweren oder verhindern dürften‚

so sei zu fragen‚ ob dann? wenn die Voraussetzungen des

"ver5pätet angemeldeten" Anspruchs äweifelsfrei gegeben sind?

die Anwendung der 55 4 Abs„ 4 und 59 64 Abs0 2 BVG nicht

ihrer Funktion widerspricht und zu einem sozial unangemesse—

nen und nicht gewollten Ergebnis im%Sinne des genannten Be—

schlusses führt9 wenn die Verfassun%swidrigkeit einer Norm

dem "gesetzestreuen" Rechtsgenossen erst zu einem Zeitpunkt

erkennbar wird‚ in dem der Verwirklichung des sachlich be—

rechtigten Anspruchs die nicht rechtzeitige Anmeldung ent—

gegengehalten wird° Dieser Umstand betreffe entgegen der Auf"

fassung des LSG nicht eine "Einrede"‚ sondern? wie bei 5 58

Abs° 4 BVG aF3 eine Anspruchsvoraussetzung9 die von Amts we—
gen zu berücksichtigen ist° Die Verjährung sei nicht Von

Amts wegen? sondern nur bei entsprechender “Einrede” zu be—

achten und könne in der Revisionsinstanz nicht mehr erhoben

werden (BSG 69 285„ 288)o

Die durch Zulassung gemäß 5 462 Abs„ 4 Nro 4 SGG statthafte
Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet

worden (55 4649 466 SGG)„ Die somit zulässige Reviion ist
auch begründet° ; '

Der Kläger hat keinen Anspruch auf Gewährung der begehrten

Waisenrenteo Ein solcher AnSpru0h läßt sich nicht aus den
Vorschriften herleiten9 die in BVerfGG für den Fall der Nich—
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tigkeitserklärung einer Norm eines Bundesgesetzes wegen Un—

vereinbarkéit mit dem Grundgesetz getroffen worden sind0

Das BVerfG hat mit Urteil vom 240 Juli 1965 (BVerfGE 17,

58) die im 5 45 Abso 5 BVG enthaltene Vorschrift für nich—

tig erklärt? daß die hinterbliebenen Kinder einer an den

Folgen einer Kriegsbeschädigung verstorbenen Mutter nur

Waisenrente erhalten‚ wenn der Vater verstorben ist oder

die Verstorbene deren Unterhalt überwiegend bestritten hat„

Dieser Entscheidung? die das BVerfG in seiner Zuständige

keit gemäß 5 15 Nr[) 11 BVerfGG getroffen hat und die im

BGBl (I 19659 6949 771) veröffentlicht worden ist, kommt

gemäß 5 51 Abso 2 BVerfGG Gesetzeskraft zu„ Mit dieser Ent—

scheidung ist die erwähnte Vorschrift des BVG rückwirkend

von Anfang an als nichtigeerklärt worden (vglo BVerfGE 79
587; vglo Maunz/Sigloch/Schmidt-Bleibtreu/Klein9 BVerfGG
@ 51 Anmo 51 und 5 79 Anm° 1)° Das bedeutet„ daß von der

Entscheidung an das BVG nur noch ohne die vom BVerfG für

nichtig erklärte Norm anzuwenden ist„ Soweit in der Ver«

gangenheit die für nichtig erklärte Norm angewendet worden

ist9 sind die Folgen der Nichtigkeitserklärung allgemein

im 5 79 BVerfGG geregelte Bei dieser Regelung hat der Ge—
setzgeber zwischen den beiden Möglichkeiten? entweder der

materiellen Gerechtigkeit zum Zuge zu verhelfen oder dem

Rechtsfrieden und der Rechtssicherheit den Vorzug zu gewäh—

ren? sich klar für die letztgenannte Möglichkeit entschiee

den (so BVerfGE 2‚ 5809 4045 7‚ 1949 196; 119 2659 2655

20% 2509 255; Vglo auch Mäunz/Sigloch/Schmidt—Bleibtreu/

Klein9 BVerfGG @79 Anm° 6; Leibholz:Rupprechtv BVerfGG
@79 Anmo1; Lechner‚ BVerfGGQ20 Aufl() 5 79 Anm„ "Allgew
meines” „ Ausgenommen von rechtskräftigen Strafurteilen?

die auf einer für nichtig erklärten Norm beruhen (5 79
Abs() 1 BVerfGG)? bleiben nämlich Entscheidungen auf allen

anderen Rechtsgebieten bestehen (5 79 Abs° 2 BVerfGG)9 und

sogar die in der Vergangenheit durchgeführten Vollstrek—

kungen aufgrund von Urteilen9 die auf einer für nichtig er—
klärten Norm beruhen? sind nicht mehr über Ansprüche aus

- qq _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


ungerechtfertigter Bereicherung rückgängig zu machen;

künftige Vollstreckungen aus solchen Urteilen sind nur mit

der Vollstreckungsabwehrklage (@ 767 der Zivilprozeßordnung)

zu verhindern° Aus alledem geht hervor, daß nach dem Willen

des Gesetzgebers an dem Zustand9 wie er sich auf der Grund-

lage der für nichtig erklärten Gesetzesnorm gestaltet hatte(}

für die Vergangenheit nichts geändert werden soll‚ daß also

die Nichtigkeitserklärung einer Rechtsnorm (abgesehen von

einer strafrechtlichen Norm9 auf welcher ein Urteil beruht)

keine Wirkungen in die Vergangenheit äußert° Das aber be-

deutet allgemein9 daß eine für nichtig erklärte Gesetzesnorm

nicht für die Vergangenheit Ansprüche zum Entstehen bringen

kann? und für den vorliegenden Fall? daß wegen der für nich—

tig erklärten Norm im 5 45 BVG nicht nachträglich Ansprüche

auf Waisenrente zum Entstehen kommen könneno Wenn der Ge—

setzgeber auch den durch ein verfassungswidriges Gesetz

eingetretenen Zustand für die Vergangenheit hätte beseitigen

wollen? dann hätte er dies ausdrücklich regeln müssen; er
hat es aber nicht getan? weil eine solche Regelung? wie der

5 79 BVerfGG zeigt‚ dem darin zum Ausdruck gebrachten Grunde

satz widersprechen würdeo Mithin kann auch nicht von einer

Lücke im BVerfGG gesprochen werden, die der Kläger anscheinend

darin sehen will? daß keine Norm geschaffen worden ist?

welche rückwirkend den Zustand herstellt„ der vorhanden ge—

wesen wäre() wenn die verfassungswidrige Norm nicht besten—
den hätteo Daher ist der An3pruch des Klägers? ihm unter

Anwendung des S 45 BVG in der durch das Urteil des BVerfG

vom 240 Juli 4965 geänderten Form für die Vergangenheit

Waisenrente zuzusprechen‚ weder aus dem BVerfGG herzuleiten
noch überhaupt mit dem Grundgedanken dieses Gesetzes verein_

bare ‘

Sollte der Kläger mit der Erwähnung der Gesetzeslücke etwa

gemeint haben? diese Lücke bestehe im 20 NOG vom 21„ Februar
1964 (BGBl I 85)‚ das dem 5 45 BVG eine Fassung entsprechend

dem Urteil des BVerfG gegeben_hatv jedoch eine Regelung we--°
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gen der durch die Anwendung der früheren verfassungswidri—

gen Norm entgangenen Ansprüche nicht enthält‚ kann ihm

nicht gefolgt werdeno Zwar wäre in diesem Gesetz eine Ren

gelungv wie sie dem Kläger vorschwebtv möglich gewesen

(Vg1° % 79 Abs„ 2 BVerfGG "vorbehaltlich ooooo einer be"
sonderen gesetzlichen Regelung")o Der Gesetzgeber hat aber

eine solche Regelung? obwohl die Änderung des 5 45 BVG

im 2° NÜG auf das Urteil des BVerfG zurückgeht9 nicht ge—

troffen° Es spricht auch sonst kein Umstand dafür() daß der

Gesetzgeber eine solche Regelung etwa hat treffen wollen?

aber versehentlich nicht getroffen hat() zumal eine solche
Regelung auch der oben erwähnten Grundauffassung über die

Regelung von Folgen bei Nichtigkeitsérklärung einer Gesetzes-

norm wider5prochen hätteo

Aus den bestehenden Vorschriften des BVG selbst läßt sich

der Anspruch des Klägers nicht herleiteric Nach 5 64 Abso 2
iVm 5 60 Abs!) 4 BVG9 und zwar sowohl in der zur Zeit der
Antragstellung des Klägers (40 Oktober 4965) geltenden Base
sung des 4° NOG wie auch in den Fassungen des 20 und 5„ NOG
könnte die Waisenrente des Klägers nach seiner im Dezemn
ber 4944 verstorbenen Mutter erst am 40 Oktober 4965 be«
ginnen; zu dieser Zeit aber erfüllte der Kläger die Vor”
aussetzungen für die Gewährung der Waisenrente nicht mehr‚
weil er, wie auch vom LSG festgestellt? das 480 Lebensjahr

schon vollendet hatte und sich auch nicht mehr in einer
Schul— oder Berufsausbildung befand° Der Kläger wendet

sich auch nicht gegen die von dem Beklagten in dem engen
fochtenen Bescheid vom 70 Januar 4965 und Widerspruchsbe«

scheid vom 220 Januar 4965 gezogenen Folgerungen “bei Ane
wendung der gesetzlichen Vorschriften über den Beginn der
Rente"‚ sondern er wendet sich dagegen? daß überhaupt die
Vorschriften über den Beginn der Rente (5 64 Abso 2 und
@ 60 Abso 4 BVG) angewendet worden sind, weil seiner An»
Sichtnach deren Anwendung im vorliegenden Fall gegen Treu

und Glauben Verstößto Ein solcher Verstoß gegen Treu und
Glauben kann aber nicht darin erblickt werden9 daß die
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Versorgungsverwaltung bei Erlaß der angefochtenen Bescheide

das damals geltende Gesetz angewendet hat? an das sie sich

mindestens bis zur
Nichtigkeitserklärung halten mußte und

gehalten hat„ In Wirklichkeit richtet sich der Vorwurf

des Klägers‚ soweit er von einem Verstoß gegen Treu und

Glauben spricht auch gar nicht gegen die Versorgungsbehör-

de„ sondern gegen die gesetzgebenden Organe des Bundes? die

eine gesetzliche Norm geschaffen hatten‚ die verfassungs■

widrig war‚ so daß er — der Kläger - im Vertrauen auf

die Verfassungsmäßigkeit dieser Norm seinerzeit keinen An—

trag auf die Waisenrente gestellt habeo Zunächst kann in

dem Erlaß eines Gesetzes? das einer späteren Nachprüfung

durch das Verfassungsgericht auf seine Verfassungsmäßigkeit‘

hin nicht standhält7 nicht ein Verstoß gegen Treu und Glau—

ben gesehen werden? so daß schon aus diesem Grunde alle

Forderungen‚ die der Kläger mit dieser Begründung aus der

Beachtung der verfassungswidrigen‚ aber'erst später für

nichtig erklärten Norm herleiten will9 entfallen müsseno

Liegt aber weder in dem Erlaß der später für nichtig erklär-

ten Norm noch in deren Anwendung seitens der Versorgungsbe-

hörde bis zur Nichtigkeitserklärung ein Verstoß gegen Treu
und Glauben‚ so entbehrt auch das Verlangen des Klägers

V

jeder Grundlage? so gestellt zu werden? als ob er den Mai—

senrentenantrag schon früher bei Erlaß des BVG gestellt

hätte? aber im Vertrauen auf die damals gültige Gesetzesfas—

sung nicht gestellt hat° Fehlt aber schon jede gesetzliche

Grundlage dafür? den Kläger so zu stellen‚ als ob er früher

einen Antrag gestellt hätte und darauf ein (ablehnender) Be-
scheid ergangen wäre‚ so kann dahinétehen‚ ob unter sol-

chen Umständen überhaupt ein Berichtigungsbescheid gemäß
@ 40 BVG9 der die frühere Erteilung eines Bescheides voraus—
setzt, erlassen werden könnte und ob in diesem Berichtigung8—

bescheid dem Begehren des Klägers nächgekommen werden könn—

te, nämlich ihm rückwirkend die Waiéenrente
vom 4„ Oktober

1950 bis zur Vollendung des 48„ Lebensjahres und Weiter bis
zur Beendigung der Schill»= oder Berufsausbildung zu gewähren„
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Der Kläger kann sich für sein Begehren‚ die Vorschriften

über den Beginn der Rente außer acht zu lassen? auch nicht

auf die Entscheidung des Großen Senats des BSG vom 90 Juni

1961 (BSG 149 246) berufeno In dieser Entscheidung ist aus«
gesprochen9 daß eine Ausschlußfrist dann nicht gelten soll‚

wenn danach der Anspruch an die Stellung.eines Antrages bin—

nen einer Frist nach einem bestimmten Ereignis geknüpft iSt,

mit Ausnahme dieser Voraussetzung aber die sonstigen Voraus—

setzungen für die Gewährung der Leistung vorliegeno Jene

Entscheidung stellt also nicht das Antragsprinzip oder den

Beginn einer Leistung vom Antrag an in Frage? sondern will

nur unter gewissen Voraussetzungen den Leistungsausschluß

trotz Antragstellung und von dem Antrag an verhindern° Ganz

anders aber liegen die Verhältnisse im vorliegenden Fall?

in welchem der Kläger ohne den grundsätzlich erforderlichen

Antrag eine Leistung rückwirkend begehrt° Die in der Entn

scheidung des Großen Senats ausgesprochenen Grundsätze kön=

nen daher‚ da sie auf eine ganz andere Lage zugeschnitten

sind? für den vorliegenden Fall nicht angewendet werden°

Ebensowenig kann die im % 1546 RVG getroffene Regelung analog

im vorliegenden Fall angewendet werden° Es besteht weder all—

gemein eine Lücke im BVG in den Vorschriften über den Beginn

der Rente noch besteht — wie oben ausgeführt — insoweit ei—

ne Lücke im BVG für den besonderen Fall? daß die früher im
@ 45 BVG enthaltene Sondervoraussetzung für die Gewährung

einer Waisenrente an das Kind einer an den Folgen einer

Schädigung verstorbenen Mutter für nichtig erklärt worden.

ist„ Die analoge Anwendung dieser für die gesetzliche Une

fallversicherung geschaffenen Vorschriften des 5 1546 RVG
muß;;; schon daran scheitern9 daß in der gesetzlichen Un-
fallversicherung im Gegensatz zum Recht der Kriegsopferver—

sorgung nicht das Antragsprinzip herrscht (vgl„ 5 1545 Abso

1 Nr„ 1 EVO)? so daß die auf ganz anderen rechtlichen
Voraussetzungen beruhende Vorschrift des 5 1546 RVO nicht

im Recht der Kriegs0pferversorgung Platz finden kann„ Des—
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wegen braucht weiterhin nicht mehr geprüft zu werden; ob

überhaupt im vorliegenden Fall eine verspätete Antragstel—

lung ioSo des 5 4546 EVO "durch Verhältnisse begründet war:)

die außerhalb des Willens des Antragstellers liegen"? zu—

mal der Kläger offenbar nur wegen seiner Rechtsansi€ht von
‚

einer früheren Antragstellung Abstand genommen hat und selbst

bei einer Ansicht‚ die damalige Norm sei verfassungswidrig‚

die Möglichkeit gehabt hätte, die Nichtigkeitserklärung

der seinem Anspruch im Wege stehenden Norm herbeizuführeno

Die Beklagte hat daher zutreffend bei Erlaß der angefochte—

nen Bescheide die Vorschriften über den Beginn der Rente an—

gewendet und daher auch zutreffend den Waisenrentenanspruch

des Klägers abgelehnt„ weil bei der maßgeblichen Antragstel—

lung die Vorausetzungen für die Gewährung der Waisenrente

nicht mehr vorhanden wareno Das im anderweitigen Sinne er—

„gangene Urteil des LSG war daher aufzuheben, soweit es die

Berufung des Beklagten zurückgewiesen hat() Da auch das dem

Begehren des Klägers stattgebende Urteil des SG vom 42„ Mai

4965 aus denselben Erwägungen unrichtig war‚ mußte auf die
Berufung des Beklagten auch dieses Urteil aufgehoben und

die Klage in vollem Umfangs abgewiesen werden°

Die Anschlußrevision des Klägers‚ mit welcher'er die Ge-
währung der Rente über das Urteil des LSG hinaus und ent—
sprechend dem Urteil des SG auch für die Zeit vom 40 Sep-

tember 4962 bis 540 August 4965 (angebliche Beendigungder
Berufsausbildung) begehrt‚ ist unbegründet, weil dem Klä—

ger9 wie oben dargelegt9 auf keinen Fall ein Waisenrenten—

anspruch rückwirkend für die Zeit vorder Antragstellung

im Oktober 4965 zusteht° Es kommt also auf die Frage„ ob

der Kläger sich tatsächlich bis Ende August 4965 noch in

einem Lehrverhältnis befunden hat9 nicht an? so daß auch die
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gegen die hierzu vom LSG getroffenen Feststellungen ge—

richteten und auf eine Verletzung der SS 102„ 428 SGG

gestützten Rügen des Klägers unerheblich sind und keiner

Erörterung bedürfeno Die Anschlußrevision des Klägers

war daher zurückzuweisen°
‚

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 195 SGGo
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